
Beschlussauszug 
Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Steinbergkirche vom 

05.09.2022 
 

 

TOP 6.  Einwohnerfragestunde 
 

 

Es liegen folgende  Anfragen vor: 

6.1 Lars Kablau fragt an, ob in die unter TOP 9 zu bildende Arbeitsgruppe auch Bürger/innen 
      dürfen. Bürgermeister Erichsen bejaht dies. 

6.2 Jürgen Becker berichtet, dass seit Anfang Juni an der Kanzlei die Erneuerung der  
      Rohrleitungen erfolgt. Diese Arbeiten laufen sehr zäh. Bürgermeister Erichsen teilt dazu   

      mit, dass die Arbeiten in der Zuständigkeit des Wasserverbandes liegt. 

6.3 Lars Kablau fragt an, ob es zu TOP 9 „Quartierskonzeption“ ein übergeordnetes Konzept  

      gibt. Bürgermeister Erichsen gibt kurz Auskunft 

6.4 Aus den Reihen der Einwohner/innen wird angeregt, wegen der Quartierskonzeption mit  
      der Gemeinde Steinberg Gespräche aufzunehmen. 

6.5 Aus den Reihen der Einwohner/innen wird um Auskunft über den Stand des Baus eines  
      Bürgerhauses pp. auf dem Kirchengelände gebeten. Bürgermeister Erichsen gibt kurz  
      Auskunft. 

6.6 Birgit Kahns fragt an, warum die Gemeinde die Ausführung der Pflegearbeiten auf dem  
      Gelände rund um den Bismarckturm übernehmen will, ob wohl es sich um eine  
      Kreisliegenschaft handelt. Sie bittet um Auskunft, ob die unter TOP 15 zu beschließende  
      Beteiligung an den Kosten der Frühbetreuung nur um Kinder aus Steinbergkirche gehen  

      soll. Bürgermeister Erichsen erläutert beides kurz. 

6.7 Olaf Beuthin teilt mit, dass es in Steinbergkirche wegen fehlender Ehrenamtler keine  
      oder nur sehr wenige Sportangebote für Kinder und Jugendliche gibt. 

6.8 Lars Kablau teilt mit, dass er eine Rundmail an die Gemeindevertreter/innen in Sachen     
      Unterstützung bedürftiger Bürger versandt, jedoch kaum Rückmeldungen bekommen  
      hat. Clemens Teschendorf berichtet hierzu, dass sich der Kreistag in seiner  

      Septembersitzung mit dem Thema befassen wird. Kai-Ingwer Bendixen gibt kurze  
      Erläuterungen zu den Möglichkeiten der unbürokratischen Hilfe. Es wird darauf  
      hingewiesen, dass grundsätzlich der Staat und nicht die Gemeinde Kostenträger für  
      eventuelle Maßnahmen ist. 
 
 

 
 

 
 

 
 
Der Auszug entspricht dem Inhalt der Beratung. 
 
Steinbergkirche, den 03.04.2024 
[Dokumentende] 


